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27. 

Zahlungsmittelreserven und Haushaltsrücklagen

§ 83 TGO ‐ Zahlungsmittelreserve

(1) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit durch eine 

angemessene Liquiditätsplanung sicherzustellen. Die 

Gemeinde hat zur Sicherung der rechtzeitigen Leistung 

fälliger, veranschlagter Auszahlungen des Haushaltes, 

soweit es die finanzielle Lage gestattet, eine 

Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen 

anzulegen. Mittel, die der Zahlungsmittelreserve für 

allgemeine Haushaltsrücklagen entnommen werden, sind 

ihr nach Möglichkeit im Jahr der Entnahme, jedenfalls 

aber im Folgejahr, wieder zuzuführen.

(2) Zahlungsmittelreserven sind gegebenenfalls nach 

ihrer Zweckbestimmung auszuweisen und ertrag‐

bringend, sicher und bei Bedarf greifbar anzulegen und 

dürfen nur für den vorgesehenen Zweck verwen‐det 

werden.

(3) Das Ausweisen einer fiktiven Zahlungsmittelreserve 

ist nicht zulässig.

§ 27 VRV 2015 ‐ Haushaltsrücklagen und Zahlungs‐

mittelreserven

Haushaltsrücklagen sind aus Zuweisungen vom 

Nettoergebnis zu bilden und auf der Passivseite der 

Vermögensrechnung gesondert auszuweisen. Die 

entsprechenden Zahlungsmittelreserven sind auf der 

Aktivseite der Vermögensrechnung unter den liquiden 

Mitteln auszuweisen. Haushaltsrücklagen und Zahlungs‐

mittelreserven sind in einem eigenen Nachweis (Anlage 

6b) darzustellen.

Zahlungsmittelreserven

Zahlungsmittelreserven werden auf der Aktivseite der 

Vermögensrechnung ausgewiesen. Dabei geht es um die 

Liquiditätsvorsorge der Gemeinde. 

Die Zahlungsfähigkeit der Gemeinde ist durch eine 

angemessene Liquiditätsplanung sicherzustellen, wobei in 

dieser Planung auch Auszahlungen für Investitionen mit zu 

berücksichtigen sind. Zur Liquiditätsvorsorge ist die 

Bildung von Zahlungsmittelreserven im Sinn von 

liquidierbaren Mitteln, die für eine Verwendung in 

zukünftigen Finanzjahren reserviert werden, vorgesehen. 

Sie können u.a. in Form von Girokonten, Sparkonten oder 

Festgeldkonten vorliegen. Dabei ist zwischen der 

Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen 
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(Gruppe 295), der Zahlungsmittelreserve für endfällige 

Darlehen (Gruppe 293) und der Zahlungsmittelreserve für 

zweckgebundene Haushaltsrücklagen (Gruppe 294) zu 

unterscheiden.

Die Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushalts‐

rücklagen soll grundsätzlich aus dem Geldfluss der 

operativen Gebarung gebildet werden und dient der 

Liquiditätsvorsorge. Zahlungsmittelreserven für zweck‐

gebundene Haushaltsrücklagen sollen dazu dienen, ein 

bestimmtes Vorhaben umzusetzen und können auch von 

Einzahlungen aus Vermögensveräußerungen oder 

Überschüssen aus abgeschlossenen Vorhaben zugeführt 

werden.

Die Gemeinde ist, soweit es die finanzielle Lage 

gestattet, zur Bildung einer Zahlungsmittelreserve für 

allgemeine Haushaltsrücklagen verpflichtet, um 

Liquiditätsschwierigkeiten zu vermeiden, die durch das 

zeitliche Auseinanderfallen der Auszahlungen und der 

Einzahlungen des Haushaltes entstehen können. 

Des Weiteren kann durch Bildung einer 

Zahlungsmittelreserve die Aufnahme von Kassenstärkern 

hintangehalten werden. Durch den Zusatz „soweit es die 

finanzielle Lage gestattet“ soll klargestellt werden, dass 

nur dann die Bildung einer Zahlungsmittelreserve für 

allgemeine Haushaltsrücklagen erfolgen soll, wenn die 

dafür notwendigen liquiden Mittel vorhanden sind. Der 

Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen 

entnommenen Gelder sind dieser nach Möglichkeit noch 

im Jahr der Entnahme, spätestens aber im 

darauffolgenden Jahr, wieder zuzuführen.

Das Ausweisen einer fiktiven Zahlungsmittelreserve ist 

unzulässig, d.h., wenn eine Zahlungsmittelreserve 

gebildet wird, müssen auch liquide Mittel als 

Zahlungsmittelreserve in derselben Höhe angelegt werden 

und so lange vorhanden bleiben, bis die 

Zahlungsmittelreserve aufgelöst wird.

Die Zahlungsmittelreserven für zweckgebundene 

Haushaltsrücklagen dienen zur Beschaffung von 

Gegenständen, die nach Abnützung ersetzt werden 

müssen bzw. für neue Investitionsvorhaben. Die Bildung 

von Zahlungsmittelreserven für zweckgebundene 

Haushaltsrücklagen ist dann sinnvoll, wenn die 

erforderlichen Beträge zur Ersatzbeschaffung (z. B. eines 

Feuerwehrautos) bzw. für Investitionsvorhaben (z. B. Bau 

eines neuen Mehrzweckgebäudes) so hoch sind, dass ihre 

Finanzierung in einem Jahr nicht gesichert erscheint oder 

das Budget des Anschaffungsjahres zu stark belasten 

würde, was durch die auf mehrere Jahre verteilte 

Ansparung des erforderlichen Betrages vermieden wird.

Die jährlichen Zuführungen zu den Zahlungs‐

mittelreserven für zweckgebundene Haushaltsrücklagen 

sind so zu bemessen, dass die voraussichtlichen Kosten 

der Erneuerung der Vermögensgegenstände auf deren 

voraussichtliche Bestandsdauer gleichmäßig verteilt 

werden.

Die Höhe der in den Zahlungsmittelreserven für 

zweckgebundene Haushaltsrücklagen anzusammelnden 

Mittel richtet sich nach der Höhe und dem Zeitpunkt des 

Bedarfes.

Zahlungsmittelreserven sind aus den Mitteln des 

Haushaltes anzusammeln und nach Zwecken getrennt zu 

veranlagen (z. B. auf Sparbüchern, Festgeldkonten). Die 

Zinserträge abzüglich der Kapitalertragsteuer sind 

jährlich den Zahlungsmittelreserven zuzuführen.

Das Bilden und Auflösen von Zahlungsmittelreserven für 

allgemeine Haushaltsrücklagen und von Zah‐

lungsmittelreserven für zweckgebundene Haushalts‐

rücklagen bedarf eines Gemeinderatsbeschlusses nach

 § 30 Abs. 1 lit. n TGO.

Haushaltsrücklagen

Haushaltsrücklagen können entweder als allgemeine 

Haushaltsrücklage gebildet oder für einen bestimmten 

Zweck gebunden werden. Haushaltsrücklagen werden 

daher unterschieden in allgemeine Haushaltsrücklage 

(Gruppe 935) und zweckgebundene Haushaltsrücklage 

(Gruppe 934) und werden im Gegensatz zur 

Zahlungsmittelreserve auf der Passivseite des 

Vermögenshaushalts ausgewiesen und sind Teil des 

Nettovermögens.

Haushaltsrücklagen sind aus Zuweisungen vom 

Nettoergebnis zu bilden. 
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Die Zuweisung zur allgemeinen Haushaltsrücklage ist in 

Gruppe 795 Zuweisung an allgemeine Haushaltsrücklagen 

zu verbuchen. 

Die Entnahme von allgemeinen Haushaltsrücklagen ist in 

Gruppe 895 Entnahmen von allgemeinen 

Haushaltsrücklagen zu verbuchen.

Die Zuweisung zur zweckgebundenen Haushaltsrücklage 

ist in Gruppe 794 Zuweisung an zweckgebundene 

Haushaltsrücklagen zu verbuchen. 

Die Entnahme von zweckgebundenen Haushaltsrücklagen 

ist in Gruppe 894 Entnahmen von zweckgebundenen 

Haushaltsrücklagen zu verbuchen.

Bildung und Auflösung von Zahlungsmittelreserven bzw. 

Haushaltsrücklagen

Bei der Bildung und Auflösung von Zahlungsmittelreserven 

für allgemeine Haushaltsrücklagen (Aktivseite – Gruppe 

295) ist darauf zu achten, dass in selber Höhe die 

Zuweisung oder Entnahme einer allgemeinen 

Haushaltsrücklage (Passivseite – Gruppe 935) erfolgt.

Bei der Bildung und Auflösung von Zahlungsmittelreserven 

für zweckgebundene Haushaltsrücklagen (Aktivseite – 

Gruppe 294) ist darauf zu achten, dass in selber Höhe die 

Zuweisung oder Entnahme einer zweckgebundenen 

Haushaltsrücklage (Passivseite – Gruppe 934) erfolgt.

Werden allgemeine oder zweckgebundene Zahlungs‐

mittelreserven dotiert oder aufgelöst, dann ist somit in 

selber Höhe auf der Passivseite des Vermögenshaushalts 

eine allgemeine oder zweckgebundene Haushaltsrücklage 

auszuweisen.

28. 

Schutz vor Gefährdungen und Belästigungen durch Tiere (Hunde) –
Maßnahmen nach dem Landes‐Polizeigesetz (LPG)

Die Bestimmung des § 6 Abs. 1 LPG sieht vor, dass Tiere so 

zu beaufsichtigen oder zu verwahren sind, dass durch sie 

Dritte nicht gefährdet oder über das zumutbare Maß 

hinaus belästigt werden. Wenn auch das Landes‐

Polizeigesetz mit dem § 6a LPG als lex specialis besondere 

Pflichten für das Halten und Führen von Hunden vorsieht, 

gilt die generelle Bestimmung des § 6 LPG auch für das 

Halten von Hunden.

Abnahme und Verfall

Gemäß § 6 Abs. 6 LPG kann die Behörde – das ist gemäß

§ 23 Abs. 1 LPG der Bürgermeister – eine Gefährdung oder 

über das zumutbare Maß hinausgehenden Belästigung 

Dritter durch Hunde mit geeigneten Maßnahmen, wie der 

Abnahme oder Sicherstellung des Hundes, beenden. 

Gleichzeitig hat die Behörde für die vorläufige 

Verwahrung auf Kosten des Hundehalters zu sorgen. Dabei 

handelt es sich um eine Maßnahme der unmittelbaren 

behördlichen Befehls‐ und Zwangsgewalt, die keines Be‐

scheides bedarf. Hingegen ist der Verfall eines Tieres 

jedenfalls mit Bescheid auszusprechen.

Im Anlassfall hat der Bürgermeister über die zuständige 

Bezirksverwaltungsbehörde mit dem Amtstierarzt Kontakt 

aufzunehmen. Der Amtstierarzt prüft als Sachverstän‐

diger, ob die Abnahme des Hundes zur Vermeidung einer 

Gefährdung von Menschen notwendig ist. Auf Basis dieses 

Gutachtens hat der Bürgermeister die angesprochenen 

Maßnahmen zu setzen.

Sofern eine vorübergehende Verwahrung und 

Unterbringung des Hundes notwendig ist, hat der Bür‐

germeister mit dem Tierschutzverein für Tirol als 

Betreiber der Tierheime Innsbruck/Mentlberg, Schwaz, 

Wörgl und Reutte bzw. in Osttirol mit dem Osttiroler 

Tierschutzverein in Lienz Kontakt aufzunehmen.  

Bei Vorliegen von erschwerenden Umständen kann der 

Verfall eines abgenommenen Hundes ausgesprochen 

werden (§ 6 Abs. 6 LPG). Bei der Feststellung, ob im 

konkreten Fall erschwerende Umstände vorliegen, wird 

insbesondere das Ausmaß der Schädigung (Körperver‐

letzung) oder Gefährdung (wiederholt oder über längere 

Zeit) von Menschen zu prüfen sein. Der Verfall muss 

jedenfalls mit Bescheid, der sich auf ein Sachverstän‐

digengutachten stützt, ausgesprochen werden. 

Entsprechende Gutachten werden insbesondere durch die 

an den Bezirkshauptmannschaften tätigen Amtstier‐

ärztinnen und Amtstierärzten erstellt werden können.  
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Mit Tieren/Hunden, die rechtskräftig für verfallen erklärt 

wurden, ist gemäß § 7 Abs. 6 LPG zu verfahren. Gemäß § 

7 Abs. 6 LPG sind zugunsten der Gemeinde verfallene 

Tiere/Hunde Tiergärten oder Tierheimen zu übergeben 

oder, wenn dies nicht möglich ist, möglichst schmerzlos 

zu töten.

Ergänzend wird angemerkt, dass die Abnahme und der 

Verfall eines Hundes auch dann ausgesprochen werden 

kann, wenn ein Hund trotz Untersagung durch die 

Behörde aus den Gründen des § 6a Abs. 5 (mangelnde 

Zuverlässigkeit des Hundehalters) und Abs. 6 (Alkohol‐ 

oder Suchtkrankheit des Hundehalters) LPG gehalten 

wird.

Maßnahmen bei als auffällig beurteilten Hunden

Die Behörde/der Bürgermeister hat den Halter eines 

Hundes, der einen Menschen oder ein Tier verletzt oder 

gefährdet hat, mit schriftlichem Bescheid aufzufordern, 

den Hund zur Beurteilung der Auffälligkeit einem 

Amtstieratzt vorzuführen (§ 6a Abs. 4 LPG). 

Im Hinblick auf die diesbezügliche Rechtsprechung 

wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid über die 

Vorführung unbedingt eine Frist (Zeitpunkt bis zu dem 

der Hund dem Amtstierarzt vorgeführt werden muss) 

beinhaltern muss, widrigenfalls der Bescheid 

rechtswidrig ist.

Die Behörde/der Bürgermeister hat den Halter eines von 

einem Amtstierarzt als auffällig beurteilten Hundes mit 

Bescheid zu verpflichten, den Hund außerhalb von Wohn‐ 

und Betriebsräumen oder eingefriedeten Liegenschaften 

an der Leine zu führen und/oder mit einem Maulkorb zu 

versehen (§ 6a Abs. 3 LPG).  

Seit der Novelle, LGBl. Nr. 5/2020, zum LPG kann die 

Behörde/der Bürgermeister darüber hinaus dem Halter 

weitere Maßnahmen, wie insbesondere die 

Absolvierung von Hundeschulungen oder die 

Durchführung einer tierärztlichen Untersuchung des 

Hundes, vorschreiben (§ 6a Abs. 3, letzter Satz LPG).

29. 

12. COVID‐19‐Gesetz; 
Neufassung des § 3 des Verwaltungsrechtlichen COVID‐19‐Begleitgesetzes 

betreffend mündliche Verhandlungen etc. und Änderung des Zustellgesetzes

Mit Art. 16 des 2. COVID‐19‐Gesetzes, BGBl. I Nr. 16/2020, 

wurde das Verwaltungsrechtliche COVID‐19‐Begleit‐

gesetz geschaffen und mit Art. 1 des 4. COVID‐19‐

Gesetzes, BGBl. I Nr. 24/2020, geändert (vgl. die ha. 

Rundschreiben vom 25. März 2020, VD‐158/525, samt 

Berichtigung und vom 6. April, VD‐158/527).

Art. 2 des 12. COVID‐19‐Gesetzes, BGBl. I Nr.42/2020, 

sieht weitere Änderungen vor, die mit 15. Mai 2020 in 

Kraft getreten sind. Zudem wurde mit Art. 3 dieses 

Gesetzes das Zustellgesetz geändert.

I. Änderung des Verwaltungsrechtlichen COVID‐19‐

Begleitgesetzes:

1. Sonderbestimmungen für die Durchführung von 

Amtshandlungen in physischer Anwesenheit anderer 

Personen (§ 3 Abs. 1):

Mündliche Verhandlungen (§§ 40 bis 44 AVG; §§ 43 und 44 

VStG), Vernehmungen (§§ 48 bis 51 AVG; § 24 VStG iVm. §§ 

48 bis 51 AVG, § 33 VStG), Augenscheine, 

Beweisaufnahmen und dergleichen sind nur 

durchzuführen, wenn sichergestellt ist, dass am Ort der 

Amtshandlung zwischen den anwesenden Personen ein 

Abstand von mindestens einem Meter eingehalten 

werden kann. Die an der Amtshandlung teilnehmenden 

Personen haben eine den Mund‐ und Nasenbereich gut 

abdeckende mechanische Schutzvorrichtung als 

Barriere gegen Tröpfcheninfektion zu tragen; 

dies gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr oder für Personen, denen aus 

gesundheitlichen Gründen das Tragen der Vorrichtung 

nicht zugemutet werden kann. Der Leiter der 

Amtshandlung hat für die Einhaltung dieser Vorschriften 

im Rahmen der Sitzungspolizei zu sorgen.
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2. Ermächtigung zur Durchführung von Amtshandlungen 

unter Verwendung geeigneter technischer Einrich‐

tungen zur Wort‐ und Bildübertragung (§ 3 Abs. 2 und 

3):

• Die Behörde kann mündliche Verhandlungen, 

Vernehmungen, Augenscheine und dergleichen 

unter Verwendung geeigneter technischer 

Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung 

(z.B. mittels Videokonferenz) durchführen (§ 3 

Abs. 2 Z 1).

• Die Behörde kann mündliche Verhandlungen, die 

andernfalls (verpflichtend) an Ort und Stelle 

abzuhalten wären, unter Verwendung 

geeigneter technischer Einrichtungen zur 

Wort‐ und Bildübertragung am Sitz der Behörde 

oder an dem Ort abhalten, der nach der 

Sachlage am zweckmäßigsten erscheint, wobei 

Augenscheine und Beweisaufnahmen an Ort und 

Stelle diesfalls vor der Verhandlung stattzufinden 

haben (§ 3 Abs. 2 Z 2).

• Die Behörde kann Beweise unter Verwendung 

geeigneter technischer Einrichtungen zur 

Wort‐ und Bildübertragung aufnehmen (§ 3 Abs. 

2 Z 3).

Bei der Entscheidung, ob von dieser Ermächtigung 

Gebrauch gemacht wird, kommt der Behörde – wie sonst 

im Ermittlungsverfahrens auch – Ermessen zu.

Werden Amtshandlungen unter Verwendung geeigneter 

technische Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung 

durchgeführt, so schließt dies die physische Anwesenheit 

einzelner Personen am Ort der Amtshandlung nicht aus. 

Welche Personen der Leiter der Amtshandlung dieser 

unmittelbar beizieht (z.B. Sachverständige) und welchen 

er eine Teilnahme unter Verwendung der technischen 

Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung ermöglicht, 

steht in seinem Ermessen. Dabei ist jedenfalls der 

Grundsatz der Waffengleichheit zu beachten. Die Parteien 

und sonst Beteiligten haben kein subjektives Recht 

darauf, bei der betreffenden Amtshandlung physisch 

anwesend zu sein. Es ist ihnen (sowie den erforderlichen 

Zeugen und Sachverständigen, den Dolmetschern und den 

sonst der Amtshandlung beizuziehenden Personen) aber 

nach § 3 Abs. 3 Gelegenheit zu geben, unter Verwendung 

der technischen Einrichtungen zur Wort‐ und 

Bildübertragung an der betreffenden Amtshandlung 

teilzunehmen.

Die Behörde hat die Parteien und sonst Beteiligten 

aufzufordern, bekanntzugeben, ob ihnen solche 

technischen Einrichtungen zur Wort‐ und 

Bildübertragung zur Verfügung stehen. Ist dies nicht 

der Fall, so kann die Amtshandlung auch in ihrer 

Abwesenheit durchgeführt werden. Die Behörde hat 

diesfalls den Parteien und sonst Beteiligten, die aus 

diesem Grund an der Amtshandlung nicht teilnehmen 

können, in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu 

geben, ihre Rechte auszuüben bzw. bei der 

Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken.

3. Sonderbestimmungen für die Erhebung von 

Einwendungen im Rahmen von mündlichen Ver‐

handlungen unter Verwendung technischer 

Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung (§ 3 Abs. 

4):

Ist gesetzlich vorgesehen, dass Beteiligte spätestens 

während der mündlichen Verhandlung Einwendungen 

erheben können, und wird die mündliche Verhandlung 

unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort‐ 

und Bildübertragung durchgeführt, so hat die Behörde 

denjenigen Beteiligten, die nicht bereits rechtzeitig 

Einwendungen erhoben haben, gemäß § 3 Abs. 3 

bekanntgegeben haben, dass ihnen solche technischen 

Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung nicht zur 

Verfügung stehen, und an der mündlichen Verhandlung 

nicht teilgenommen haben, auf Verlangen Gelegenheit 

zur nachträglichen Erhebung von Einwendungen zu geben.

Ein solches Verlangen ist spätestens drei Tage nach dem 

Tag zu stellen, an dem die Verhandlung durchgeführt 

wurde. Die Behörde hat solchen Beteiligten die 

Verhandlungsschrift (§ 14 Abs.3 AVG) mit der Mitteilung zu 

übermitteln, dass es ihnen freisteht, binnen einer 

gleichzeitig zu bestimmenden, angemessenen Frist bei 

der Behörde Einwendungen zu erheben. Werden solche 

Einwendungen nicht rechtzeitig erhoben, so treten die 

Folgen des § 42 Abs.1 AVG (Verlust der Parteistellung) ein; 

die Aufforderung der Behörde hat auch einen Hinweis 

darauf zu enthalten. § 42 Abs.3 AVG bleibt unberührt.

4. Erleichterungen für Niederschriften über 

Amtshandlungen (§ 3 Abs. 5):

Wird eine Amtshandlung unter Verwendung technischer 

Einrichtungen zur Wort‐ und Bildübertragung 

durchgeführt, so braucht eine Niederschrift, außer vom 

Leiter der Amtshandlung, von keiner weiteren Person 
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unterschrieben zu werden. Wird die Niederschrift 

elektronisch erstellt, so kann an die Stelle der Un‐

terschrift des Leiters der Amtshandlung ein Verfahren 

zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E‐GovG) des Leiters 

der Amtshandlung und der Authentizität (§ 2 Z 5 E‐GovG) 

der Niederschrift treten. § 14 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 AVG 

bleibt unberührt.

5. Einschränkungen des mündlichen Verkehrs zwischen 

der Behörde und den Beteiligten (§ 3 Abs. 6):

Die Behörde ist verpflichtet, mit den Beteiligten sowie 

mit sonstigen Personen im Rahmen der Durchführung des 

Verfahrens mündlich zu verkehren, wenn dies zur 

Aufrechterhaltung einer geordneten Verwaltungsrechts‐

pflege unbedingt erforderlich ist und eine andere Form 

als die des mündlichen Verkehrs nach Lage des einzelnen 

Falles nicht in Betracht kommt.

Die Behörde ist zur Entgegennahme mündlicher 

Anbringen bei Gefahr im Verzug oder wenn ein ein‐

schreitender Beteiligter der deutschen Sprache nicht 

hinreichend kundig ist oder diesem eine schriftliche 

Einbringung wegen einer Behinderung nicht zugemutet 

werden kann, verpflichtet. In sonstigen Fällen kann die 

Behörde dem Einschreiter auftragen, das Anbringen 

innerhalb einer gleichzeitig zu bestimmenden, 

angemessenen Frist schriftlich einzubringen. Wird das 

Anbringen rechtzeitig schriftlich eingebracht, so gilt es 

als zum ursprünglichen Zeitpunkt eingebracht.

II. Änderung des Zustellgesetzes:

Die mit Art. 27 Z 1 des 2. COVID‐19‐Gesetzes, BGBl. I Nr. 

16/2020, geschaffenen Erleichterungen für die Zustellung 

mit Zustellnachweis (vgl. § 26a) galten nach dem 

Einleitungssatz dieser Bestimmung solange die Fristen 

nach § 1 Abs. 1 des Verwaltungsrechtlichen COVID‐19‐

Begleitgesetzes unterbrochen sind, somit bis zum Ablauf 

des 30. April 2020. Diese Bestimmung sollte nach § 40 

Abs. 13 des Zustellgesetzes mit dem Ablauf des 31. 

Dezember 2020 außer Kraft treten.

Mit Art. 3 des 12. COVID‐19‐Gesetzes wurde § 26a 

geändert. § 26a tritt in dieser Fassung samt Überschrift

mit 15. Mai 2020 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 

2020 außer Kraft (vgl. Art. 3 Z 4 des 12. COVID‐19‐

Gesetzes).

Die Änderungen stellen sich wie folgt dar:

• Der Einleitungssatz des § 26a knüpft nun nicht 

mehr an den Fristunterbrechungszeitraum nach 

§ 1 Abs. 1 des Verwaltungsrechtlichen COVID‐19‐

Begleitgesetzes an, sondern sieht vor, dass diese 

Erleichterungen zur Verhinderung der Verbreitung 

von COVID‐19 gelten.

• Die Beurkundung der Form der Verständigung von 

der Zustellung sowie gegebenenfalls auch der 

Gründe, aus denen eine Verständigung nicht 

möglich war, kann, wenn sie aus technischen 

Gründen nicht auf dem Zustellnachweis 

elektronisch erfolgen kann, auch auf andere 

elektronische Weise erfolgen; diese Daten sind 

dem Absender unverzüglich zu übermitteln. Diese 

Änderung wurde vorgenommen, da eine 

derartige Beurkundung auf dem Handheld der 

Zusteller der Österreichischen Post AG technisch 

nicht möglich ist.

Eine Übergangsbestimmung im § 40 Abs. 14 (Art. 3 Z 4 des 

12. COVID‐19‐Gesetzes) sieht zudem Folgendes vor: Dass 

bei Zustellvorgängen, die sich im Zeitraum vom 22.März 

2020 bis zum Ablauf des Tages der Kundmachung des 

genannten Bundesgesetzes (das ist der 14. Mai 2020) 

ereignet haben, die Beurkundung der Form der 

Verständigung von der Zustellung sowie gegebenenfalls 

der Gründe, aus denen eine Verständigung nicht möglich 

war, aus technischen Gründen nicht elektronisch erfolgt 

ist, gilt dann nicht als Zustellmangel, wenn ihre 

Beurkundung in einer dem § 26a Z 3 letzter Satz in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.42/2020 

entsprechenden Weise erfolgt ist und die betreffenden 

Daten dem Absender nachträglich unverzüglich 

übermittelt werden oder bereits übermittelt worden sind.

Dr. Ingrid Koler‐Wöll

Abteilung Verfassungsdienst
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30. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juni 2020
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31. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juni 2020
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR APRIL 2020

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

April 2020

(vorläufig)

108,1

119,7

131,0

144,9

152,4

199,3

309,8

543,7

692,8

695,1

März 2020

(endgültig)

108,1

119,7

131,0

144,9

152,4

199,3

309,8

543,7

692,8

695,1

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat April 2020 beträgt 108,1 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem Stand 

für den Vormonat Februar 2020 um 0,0 Punkte gestiegen (März 2020 gegenüber Februar 2020 

+ 0,3 Punkte). Gegenüber April 2019 ergibt sich eine Steigerung um 1,6 Punkte (+ 1,5 %), für 

März 2020/2019 um 1,7 Punkte (+ 1,6 %).

MEDIENINHABER (VERLEGER):

Amt der Tiroler Landesregierung, 

Abteilung Gemeinden,

6010 Innsbruck, Tel. 0512/508-2370

www.tirol.gv.at/merkblatt-gemeinden

Für den Inhalt verantwortlich: Mag. Christine Salcher

Offenlegung gemäß § 5 Mediengesetz: Medieninhaber Land Tirol
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